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„
hat der 110 Senat des Bundessozialgerichts am 30 Juli 1958
beschlossen:

Die Revision des Klägers gegen das Ürteil des Bayer;gehen■wmm‘_

Landessozialgerichts in München vom 120 November 1957 wiräv‘
<

als unzulässig verworfen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht
zu erstattelo4

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


io),

.—»........»_.— ___...—

Das Versorgungsamt (VersorgA„) München II hat auf das Ver—

sorgungsbegehren des Klägers mit Bescheid vom 260 Mai 1953

nach dem Bayerischen Körperbeschädigten—Leistungsgesetz
(KBLG) "alter Herzklappenfehler; schwerverbildende Ver—

änderungen beider Hüftgelenke mit Hüftkopfdeformierungen, J"'

) geringe Kniegelenkveränderungen beiderseits" als Schädi—

'gungsfolgen im Sinne der Verschlimmerung anerkannt und vom

2‚)

1° Februar 1947 an Rente nach einer Minderung der Erwerbs—

fähigkeit (MdEc)_von 50 v„H° bewilligt. Im Mai 1953 ist der
_Kläger vom Versorgungsarzt untersucht worden, der Anteil

_der Verschlimmerung ist dabei nur noch mit 30„ v„Ho be—

wertet worden° In einem zweiten Bescheid vom 26° Mai 1953

— Umanerkennung — ist die MdB° nach dem Bundesversorgungs-

_gesetz (BVG) vom 10 Oktober 1950 an mit 50 v„H„‚ vom
'l° Juni 1953 an mit 30 voH° bewertet und die entsprechende

Rente gewährt worden° Mit der Klage ist begehrt, auch

nach dem l° Juni 1953 die Rente nach einer MdB° von
.50 VOHG weiterzugewähren° Das Sozialgericht (SG„) München *

hat die Klage abgewiesen° Das Bayerische Landessozial—

‚gericht (LSGQ) hat durch Urteil vom 12° November 1957

die Berufung zurückgewiesen,j

\
.

'Das LSG„ hat die Revision nicht zugelassen (5 162 Abs„ 1
Nr„ ; des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—). Sie ist deshalb

_‘nur statthaft, wenn gerügt wird, das Egy£gßgeg des LSG°
.leide an einem wesentlichen Mangel, und wenn dieser Mangel

aueh tatsächlich vorliegt (é‘162 Abs„ 1 Nro ; SGG;BSG° l
S„ 150), oder wenn bei der Beurteilung des ursächlichen

Zusammenhangs einer Gesundheitsstörung mit einer Schädi—

gung im Sinne des BVGdas Gesetz verletzt ist (5 162 Abs° 1
Nr° ; SGG)° Soweit Verfahrensmängel gerügt werden, muß die
Revision nicht nur die verletzte Rechtenorm, sondern auch

die Tatsachen und Beweismittel bezeichnen, die den Mangel

ergeben (5 164 Abs° 2 Satz 2 SGG)°
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3°) Der Kläger rügt9 das LSG° habe zu Unrecht angenommen9 daß

sein jetziger Gesundheitszustand teilweise auf anlage— und

altersbedingte Leiden zurückzuführen sei, dieser Zustand sei

vielmehr ausschließlich die Folge der Überanstrcngungen und

der Strapazen des Wehrdienstes im Winter 1945 und der an—

schließenden Kriegsgefangenschaft mit dem Lageraufenthalt im

Freien bei ungenügendem Schutz vor der Witterung. Er habe im

ersten Weltkrieg nur einen leichten Herzfehler, sonst aber

keinerlei körperliche Mängel gehabt9 auch vor der Einberufung

im zweiten Weltkrieg habe er keinerlei Beschwerden, besonders

auch keine Hüft— und Kniegelenksbeschwerden gehabt; wenn eine

Anlage zu seinem jetzigen Leiden bei ihm vorhanden gewesen wäre‚

hätte sich diese Anlage schon vor der Einberufung bemerkbar

mad1en müssen‚ das Leiden wäre dann auch nicht plötzlich und

gleich nach dem Wehrdienst aufgetreten; er sei damals erst

‘ 46 Jahre alt gewesen‚ es könne sich deshalb auch nicht um ein]

40)

altersbedingtes Leiden handeln„ Wahrscheinlich sei vielmehr9

daß es durch den Wehrdienst hg;ggrgerujgn, also nicht nur
XQEEEÄLÄEEEEEworden sei‚_es lägen auch ärztliche Gutachten

vor9 die dies bestätigten9 die MdB° sei daher weiterhin mit

50 VOH„ zu bewerten° Das LSG„ habe nicht beachtet9 daß zur

Anerkennung einer Gesundheitsstörung als Schädigungsfolge schon

die Wahrscheinlichkeit des ursächlichen Zusammenhangs genügea

es habe 5 l Abs° 3 BVG unriohtig angewandt, die Revision sei
daher auch nach @ 162 Abs° l Nr° ; SGG statthaft; Mängel im

Verfahren des LSG° (@ 162 Abs° l Nr° 3 SGG) würden nicht gerügto

Dieses Vorbringen enthält zunächst einen Angriff gegen die

tatsächlichen ?eststellungen des LSG„; die Revision wendet.
sich gegen das Verfahren des LSG„ beim Sammeln der Tatsaghen

(Erforsdhung des Sachverhalts, @103 SGG) und der Würdigung
der BeWeise (% 128 SGG). Es muß deshalb zunächst geprüft werden,

ob die Revision nach 5 162 Abs° 1 Nr° 3 SGG statthaft ist;

es ist unerheblich, daß der Kläger sich ausdrücklich nur
auf 5 162 Abs° 1 Nr„ 2 SGG berufen hat (vgl° Urteil des

Senats vom19„ Juni 1958, 11/9 RV942/55L DasLse„ hat
festgestellt, daß der jetzige Zustand des Klägers teilweise

/
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auf die anlage— und altersbedingten schweren arthrotischen

Veränderungen der Hüft» und ‘niegelenke‚ teilweise auf die

Folgen des Wehrdienstes zurückzuführen ist° Es hat damit

die Tatsachen festgestellt? die nicht hinweggedacht werden

können‚ ohne daß der Erfolg entfiele‚ die also für den
Erfolg ursächlich gewesen sind (ursächlich im naturwissen—

SChaftliChrPhil°$0PhißCh@■ Sinn, vgl° BSG° 1 S. 268 ff°

[E797)„ Nach 5 1 Abs„ 5 BVGgenügt es in der Kriegsopfer—
versorgung für die Feststellung des ursächlichen Zusammen—

hangs, wenn es Häh£ä£éäl■ll■ä ist9 daß diese Tatsachen
nicht hinweggedacht werden können, ohne daß der Erfolg

entfieleo Deshalb ist die Feststellung der thggghginligh;1
keit des ursächlichen Zusammenhanges zwischen einer Tat-

sache (dem schädigehden Ereignis) und dem Erfolg (der
Gesundheitsstörung) eine Tatsachenfeststellung„ Die tat—

sächlichen Feststellungen des LSG° sind für das Bundes-

sozialgeTicht (BSG„) bindend (@ 163 sec), die Rüge des
‘Klägers, das LSG°_habenicht zu der Feststellung kommen-*
dürfen, der ursächliche Zusammenhang sei nicht wahrschein—

lich, trifft nicht zu (vgl„ BSG„ l s„ 150). Die Pest—
stellungen des LSG° werden durch das Gutachten und die

Befunde von Röntgenfacharzt Dr° ngnxgxk (Juli 1946),

des ärztlichen Dienstes der Landesversicherungsanstalt

Oberbayern (Mai 1948), des Facharztes für Orthopädie

Dr° Stantxk und des Röntgenfacharztee Dr° Egzx fMai 1955)
in vollem Umfang getragen° Das LSG. hat, Wenn es insoweit“

diesen Gutachten gefolgt ist‚idie ggggggn seines Rechts,

das Gesamtergebnisdes_Verfahrens frei zu würdigen (%128
SGG; vgla BSG„ 2 8° 236 ff„)‚lnicht überschritten, und es

hat auch zu weiteren Ermittlungen keinen Anlaß gehabt

(@ 103 SGG)„ Da die gerügten Verfahrensmängel bei der
Feststellung der Tatsachen nicht vorliegen, ist die

‘Revision insoweit nach 5 162 Abs„ 1_Nra g SGGnicht,

„statthaft„

Der Kläger beruft Sich für die Statthaftigkeit der
Revision auch zu Unrecht auf ® 162 Abs° 1 Nr„ 3 SGG„
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Nach dieser Bestimmung ist die Revision statthaft, wenn bei

_der Beurteilung des ursächliehen Zusammenhangs einer Gesund—

heitsstörung oder des Todes mit einer Schädigung im Sinne

des BVG "das Gesetz" verletzt ist, Das "Gesetz" ist insoweit

verletzt9 wenn die für das Gebiet der KOV geltende Kausalitäts—

norm verletzt ist (BSG, l 8, 268)° Insoweit wird also nicht

die Verletzung von Verfahrensrecht, sondern die Verletzung

materiellen Rechts behauptet° Das LSG° hat im vorliegenden
Fall auch die Kausalitätsnorm, die für das Gebiet der KOV

gilt, angewandt° Um die Anwendung dieser Kausalitätsnorm

handelt es sich auch dann, wenn darüber zu entscheiden ist,

ob ein anlage— oder altersbedingtes Leiden durch den Wehr—

‘dienst verschlimmert werden ist (Beschluß des BSG° vom

18,12 1957; Sozn„Nr, 86 zu 5 162 see)° DasLSG,hat darüber
entscheiden müssen, welche der beiden festgestellten Tat-

sachen — das anlagebedingte Leiden und der Wehrdienst — die

für den Leidenszustand des Klägers wesentlighg Bedingung und

damit nach dem Ursachenbegriff der KGV die Ursache gewesen
3ist, es hat den festgestellten Sachverhalt insoweit unter das.

Gesetz, nämlich unter die Kausalitätsnorm subsumieren müssen°

Daß eine Bedingung für den Erfolg ygggntligh gewesen ist, ist

ein Tatbestandsmerkmal der-Kausalitätsnorm, Die Unterordnung

von Tatsachen unter eine Rechtsnorm ist Anwendung der Kausali—

tätsnorm, nicht Beweiswürdigung„ Deshalb handelt es sich bei

der.Entscheidung der Frage, ob der Wehrdienst eine für den

Erfolg wesentliehg Bedingung gewesen ist, im vorliegenden

‘Falle um eine Beurteilung des ursächlichen Zusammenhangs im

.Sinnevon 5,162fAbs„ 1 Nr, ; see‚ DasLSG,hat aber bei dieser
Beurteilung nicht'das Gesetz verletzt. Es ist nach dem Ergebnis

der ärztlichen Gutachten zu Rebht davon ausgegangen, daß die

Folgen des Wehrdienstes_nicht hinWeggedacht werden können,

ohne daß der "Erfolg" — der jetzige Zustand des Klägers —
entfiele° Naehden Befundender Ärzte hat das LSG,zu einer
anderen Entscheidung nicht kommen können, es ist zutreffend

davon ausgegangen, daß das Leiden des Klägers den jetzigen

Grad ohne den Wehrdienst nicht erreicht haben würde, daß es
durch den Wehrdienst xg;ggäligägrt werden ist°
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60) Soweit das LSG° schließlich den Grad der durch den Wehr—

dienst bedingten Verschlimmerung für das Herzleiden und

für das_Hüftgelenks— und Kniegelenksleiden vom l° Juni 1953

an mit 50 VDH„ bewertet hat, handelt es sich, ebenso wie

bei der Ermittlung des Sachverhalts im übrigen (s‚o. unter

4°), umié£gäghlighg Feststellungen, sie sind nach 5 163
SGG für das BSG° bindendq Das LSG° hat‚ wenn es den Anteil

_
der Verschlimmerung des Leidens durch den Wehrdienst jeden—

_
falls für die strittige Zeit vom lo Juni 1953 an nur mit

'30 V„H„ bewertet hat, weder die Grenzen seines Rechts, die

V
Beweise frei zu würdigen‚ überschritten, noch hat es auch

;insoweit zu weiteren Ermittlungen Anlaß gehabt. Das LSG°

hat ausführlich dargeten, warum es bei der Bewertung des

Anteils der Verschlimmerung nicht dem Gutachten des ärzt- i

lichen Dienstes der Landesversicherungsanstalt Oberbayern ”
ngefolgt ist, sondern sich dem eingehend begründeten Gut—

achten von Dr„ Strxkkxk vom 7„ Mai 1953 und der Stellung—

nahme des vom3G° gehörten Dro Schx33kxx angeschlossen hat;

die Ärzte Dr° Späthak, Dro Gis■äxx, Dr° Hxx r, Dr° SchKä■Xöß
haben zu der Frage, EÄEEEÄÄder Leidenszustand des Klägers
auf den Wehrdienst zurückzuführen sei, night geäußert° Das

LSG—ohat auch betont? daß es zu seiner Bewertung nicht des—
*halb gekommen ist, weil es angenommen habe, der durch den

Wehrdienst bedingte Anteil der MdB° sei vom lo Juni 1953

an zurückgegangen, sondern deshalb, weil sich nach seinerf'

Überzeugung aus der Untersuchung im Mai 1953 ergeben hat,
daß dieser Anteil schon vor dem l° Juni 1953 vom Beklagten

zu hoch bewertet gewesen istj auch diese Feststellungen>
des LSG; lassen Mängel des Eérfahrens nicht erkennen°

Die Revision ist sonach—weder nach 5 162 Abs„ 1 Nro g SGG

noch nach 5 162 Abs° 1 Nr„ 2 SGG statthaft° Der Senat hat

sich deshalb mit dem angefochtenen Urteil nicht sachlich
befassen dürfen und damit auch nicht mit der Frage, ob

der Beklagte die MdE„7 die er trotz des Ergebnisses der
Untersuchung vom Mai 1953 in dem Bescheid vom 26„ Mai 1953

nach.dem BVG von 1° Oktober l950 an wiederum mit 50‘VOH°

.. 74.
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bewertet hat, bei gleichgebliebenem Sachverhalt trotzdem .

vom 10 Juni 1953 an auf 30 VCH° hat herabsetzen dürfeno
Auch wenn das LSG„ dies zu Unrecht bejeht hätte, so würde

es sich um einen Mangel bei der materiell—rechtlichen Beur—Zt

teilung und nicht um einen Mangel im Verfahgen des LSGO
handeln°

Die Revision ist daher nach @ 169 Satz 2 SGG als unzulässig

zu verwerfeno

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden An—

wendung des 5 193 SGG; ’ '
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